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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 26. Mai 1970 

III/l 68070 — E — Mi 11/70 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Rechtsangleichung in der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Richtlinie des Rates zur Angleichung der Rechtsvor- 
schriften der Mitgliedstaaten über die Abfüllung und den 
Handel mit natürlichen Mineralwässern. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 11. Mai 
1970 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Eine Begründung war dem Kommissionsvorschlag nicht bei- 
gefügt. 


Brandt 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 
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Vorschlag einer 
Richtlinie des Rates 

zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten 
über die Abfüllung und den Handel mit natürlichen 
Mineralwässern 

(von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 


gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 100, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Begriffsbestimmung für natürliche Mineral- 
wässer ist in den Rechtsvorschriften der Mitglied- 
staaten festgelegt; für die Gemeinschaft sind zwei 
diesbezügliche Definitionen angenommen. Die 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten legen die Be- 
dingungen fest, unter denen die natürlichen Mineral- 
wässer als solche anerkannt werden, und regeln die 
Bedingungen für die Nutzung der Quellen. Außer- 
dem enthalten sie besondere Vorschriften über den 
Handel mit diesen Wässern. 

Die unterschiedlichen Rechtsvorschriften der Mit- 
gliedstaaten behindern den freien Warenverkehr 
mit natürlichen Mineralwässern, denn sie schaffen 
ungleiche Wettbewerbsbedingungen und wirken sich 
dadurch unmittelbar auf den Gemeinsamen Markt 
und sein Funktionieren aus. 

Im vorliegenden Fall kann die Beseitigung dieser 
Hemmnisse einmal dadurch erfolgen, daß jeder Mit- 
gliedstaat verpflichtet ist, auf seinem Hoheitsgebiet 
den Handel mit natürlichen Mineralwässern zuzu- 
lassen, die jeder Mitgliedstaat aufgrund seiner Ent- 
scheidung für die eine oder andere der vorgenann- 
ten Definitionen als solche anerkannt hat, und zum 
andern durch Erlaß gemeinsamer Vorschriften ins- 
besondere hinsichtlich der bakteriologischen Beschaf- 
fenheit und der für bestimmte Mineralwässer zu ver- 
wendenden besonderen Bezeichnungen. 

Bis zum Abschluß von Vereinbarungen zwischen 
der Gemeinschaft und Drittländern über die gegen- 
seitige Anerkennung der natürlichen Mineralwässer 
ist es angezeigt, die Bedingungen festzulegen, unter 
denen bis zur Anwendung dieser Vereinbarungen 
gleichartige aus Drittländern eingeführte Erzeug- 


nisse als natürliche Mineralwässer in der Gemein- 
schaft zugelassen werden können. 

Die zahlenmäßige Festlegung des Gesamtgehalts 
an Bakterien wird zur Zeit von den betroffenen wis- 
senschaftlichen Kreisen untersucht; bis zum Vorlie- 
gen der Ergebnisse dieser Untersuchungen und der 
Prüfung, unter welchen Bedingungen sie in der vor- 
liegenden Richtlinie berücksichtigt werden können, 
erscheint es zweckmäßig, die bakteriologische Be- 
schaffenheit eines natürlichen Mineralwassers auf 
der Grundlage des ziemlich konstanten Gesamtge- 
halts an Bakterien am Quellaustritt zu beurteilen. 

Es ist dafür Sorge zu tragen, daß die natürlichen 
Mineralwässer auf der Handelsstufe noch die cha- 
rakteristischen Eigenschaften besitzen, die ihre An- 
erkenntnis als natürliche Mineralwässer gerecht- 
fertigt haben. Es ist daher zweckmäßig, die zu ihrer 
Abfüllung verwendeten Behältnisse mit geeigneten 
Verschlüssen zu versehen. 

Ohne dem Erlaß von Gemeinschaftsvorschriften 
vorzugreifen, sind Bestimmungen vorzusehen, mit 
denen verhindert werden kann, daß die nationalen 
Vorschriften über die Nahrungsmittelhygiene, das 
Verpackungsmaterial, mit dem die Lebensmittel un- 
mittelbar in Berührung kommen, das Fassungsver- 
mögen der Flaschenbehälter sowie die Etikettierung 
bis zur Anwendung dieser Gemeinschaftsvorschrif- 
ten keine Behinderungen des freien Warenverkehrs 
mit natürlichen Mineralwässern auslösen. 

Die Bestimmung der Verfahrensweisen für die zur 
i Kontrolle der Zusammensetzung der natürlichen 
Mineralwässer notwendigen Probeentnahmen und 
Analysemethoden ist eine Anwendungsmaßnahme 
technischen Charakters, deren Festlegung der Kom- 
1 mission überlassen werden sollte, um das Verfah- 
ren zu vereinfachen und zu beschleunigen. 

In allen Fällen, in denen der Rat der Kommission 
Zuständigkeiten für die Ausführung von Vorschrif- 
ten für Lebensmittel überträgt, die zur menschlichen 
I Ernährung bestimmt sind, ist es angezeigt, ein Ver- 
j fahren für eine enge Zusammenarbeit zwischen den 
Mitgliedstaaten und der Kommission innerhalb des 
durch Entscheidung des Rates Nr. 69/414/EWG vom 
30. November 1969 eingesetzten Ständigen Lebens- 
mittelausschusses einzuführen — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 
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Deutscher Bundestag 

Artikel 1 

1. Die vorliegende Richtlinie betrifft die aus dem 

Boden eines Mitgliedstaates gewonnenen und von 
der zuständigen Gesundheitsbehörde dieses Mit- 
gliedstaates als natürliche Mineralwässer nach Maß- : 
gäbe der Bestimmungen des Anhangs 1 Absatz 1 an- 
erkannten Wässer. j 

I 

2. Die vorliegende Richtlinie betrifft ebenfalls die j 

aus dem Boden eines Drittlandes gewonnenen, in die 
Gemeinschaft eingeführten Wässer, die von der zu- 
ständigen Gesundheitsbehörde eines Mitgliedstaa- 
tes als natürliche Mineralwässer anerkannt worden 
sind. | 

Die im vorstehenden Absatz genannten Wässer j 
können nur dann diese Anerkenntnis erhalten, wenn 
von der zuständigen Behörde im Gewinnungsland 
bescheinigt worden ist, daß sie den Bestimmungen in 
Anhang f Absatz 1 entsprechen und daß eine lau- 
fende Kontrolle über die Einhaltung der Bestimmun- 
gen von Anhang II Absatz 2 vorgenommen wird. 

Die Gültigkeitsdauer der im vorgenannten Ab- ; 
satz genannten Bescheinigung darf nicht mehr als ^ 
2 Jahre betragen. Ist die Bescheinigung vor Ablauf ; 
dieser Frist erneuert worden, dann ist es nicht erfor- 1 
derlich, die unter Ziffer 2 erster Absatz genannte j 
Anerkenntnis erneut vorzunehmen. 

3. Jeder Mitgliedstaat unterrichtet die Kommission 
über die Fälle, in denen er die in den Absätzen 1 
und 2 genannte Anerkenntnis vorgenommen oder 
abgelehnt hat. Die Liste der als natürliche Mineral- 
wässer anerkannten Wässer wird im Amtsblatt der 1 
Gemeinschaften veröffentlicht. 

A r t i k e 1 2 j 

Die Mitgliedstaaten treffen alle notwendigen Maß- i 
nahmen, damit die in Artikel 1 genannten Wässer ! 
nur dann als natürliche Mineralwässer in den Han- 
del gebracht werden, wenn sie den Vorschriften der 
vorliegenden Richtlinien und ihren Anhängen ent- 
sprechen. 

Artikel 3 

Die Nutzung der natürlichen Mineralwässer sowie 
ihre Abfüllung müssen den Vorschriften in An- 
hang II entsprechen. 

i 

l 

A r t i k e 1 4 i 

1. Ein natürliches Mineralwasser, so wie es der 
Quelle entnommen wird, darf keiner anderen Be- ' 
handlung unterworfen oder mit keinem anderen Zu- 
satz versehen werden als 

a) dem Ausfällen von nicht festen Bestandteilen | 
durch Filtration oder Decantation (Enteisenung, 
Entschwefelung) unter der Voraussetzung, daß | 
die Zusammensetzung des natürlichen Mineral- 
wassers durch dieses Verfahren in ihren wesent- 
lichen, ihre Eigenschaften bestimmenden Be- 
standteilen nicht geändert wird; 
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b) der Versetzung mit Kohlensäure unter den in 
Absatz 2 des Anhangs I vorgesehenen Bedin- 
gungen. 

2. Die Bestimmungen dieses Artikels stehen der 
Verwendung von natürlichen Mineralwässern zur 
Herstellung von alkoholfreien Erfrischungsgeträn- 
ken nicht entgegen. 

Artikel 5 

1. Der Gesamtgehalt an Bakterien beim Quellaus- 
tritt der natürlichen Mineralwässer muß mehr oder 
weniger konstant sein. 

2. Ein natürliches Mineralwasser muß frei sein von: 

a) Parasiten und krankheitserregenden Mikro-Orga- 
nismen 

b) Escherichia-coli oder anderen coliformen Keimen 
sowie Streptococcus fecalis in einer untersuchten 
Probe von 250 ml, 

c) sulfitreduzierenden Amerobcnsporen in einer 
untersuchten Probe von 50 ml. 

Artikel 6 

Die zur Abfüllung der natürlichen Mineralwässer 
verwendeten Behältnisse müssen aus einem Mate- 
rial sein, das eine gute Haltbarkeit dieser Wässer 
gewährleistet und sind mit Verschlüssen zu ver- 
sehen, die jede mögliche Verfälschung oder Verun- 
reinigung ausschließt. 

Artikel 7 

Die Etikette oder Aufschriften, die auf den Behält- 
nissen angebracht sind, in denen die natürlichen 
Mineralwässer zum Verkauf angeboten werden, 
müssen nachstehende sichtbare, deutlich lesbare und 
unauslöschbare Angaben enthalten: 

a) die Bezeichnung „natürliches Mineralwasser" 
oder wenn es sich um ein in Absatz 2 des An- 
hangs I aufgeführtes kohlensäurehaltiges natür- 
liches Mineralwasser handelt, je nach Fall eine 
der drei Bezeichnungen „natürliches kohlensäure- 
haltiges Mineralwasser", „natürliches Mineral- 
wasser mit eigener Quellenkohlensäure versetzt", 
„natürliches Mineralwasser mit Kohlensäure ver- 
setzt" ; 

b) bei natürlichen Mineralwässern, die einer Decan- 
tation (Enteisenung, Entschwefelung) unterwor- 
fen wurden, den Hinweis „enteisent, entschwe- 
felt" ; 

c) Angabe des Ortes der Quellnutzung und den 
Namen der Quelle; 

d) Angabe des Inhalts in Litern oder Teillitern; 

e) den Namen oder die Firmenbezeichnung und die 
Anschrift oder den Firmensitz des im Bereich der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft ansässi- 
gen Nutzungsberechtigten, bzw., wenn es sich um 
ein aus Drittländern eingeführtes Mineralwasser 
handelt, den im Bereich der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft ansässigen Verkäufer. 
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Artikel 8 

1. Der Name einer Gemeinde, eines Weilers oder 
einer sonstigen Ortsbezeichnung darf bei einer 
Marke nur dann verwendet werden, wenn das na- 
türliche Mineralwasser, auf das er sich bezieht, an 
dem durch diese Marke bezeichneten Ort gewonnen 
wird. 

2. Ein natürliches Mineralwasser, das aus ein und 
dergleichen Quelle stammt, darf nicht unter mehre- 
ren Marken in den Handel gebracht werden. 

3. Wenn die Etikette oder Aufschriften, die auf den 
Behältnissen angebracht sind, in denen die natür- 
lichen Mineralwässer zum Verkauf angeboten wer- 
den, die Angabe einer anderen Marke als der Name 
der Quelle oder des Nutzungsortes haben, muß diese 
Marke in Buchstaben angebracht sein, bei denen 
der größte dieser Buchstaben nicht höher und brei- 
ter ist als ein Viertel des kleinsten Buchstabens, die 
für die Angaben in Artikel 7 c) benutzt werden. 

Die Vorschriften des vorstehenden Absatzes sind 
mutatis mutandis und im gleichen Sinne im Hinblick 
auf die Bedeutung anwendbar, die der Marke im 
Verhältnis zu den in Artikel 7 c) genannten An- 
gaben bei der in irgendeiner Form die natürlichen 
Mineralwässer betreffenden Werbung gegeben wer- 
den. 

Artikel 9 

Auf den Verpackungen wie auf den Etiketten, wie 
in jeglicher Art von Werbung ist die Verwendung 
von Angaben, Bezeichnungen, Marken, Abbildun- 
gen und anderen bildlichen lind nichtbildlichen Zei- 
chen untersagt, die 

ci) in bezug auf ein natürliches Mineralwasser 
Merkmale Vortäuschen, die es vor allem hinsicht- 
lich der Herkunft, dem Datum der Nutzungsge- 
nehmigung, der Analyseergebnisse oder anderer 
auf die Garantie für Echtheit abgestellter Anga- 
ben sowie hinsichtlich der gesundheitsdienlichen 
Eigenschaften nicht besitzt; 

b) bei einem Getränkewasser, das nicht den Vor- 
schriften des Absatzes 1 in Anhang I entspricht, 
zu einer Verwechslung mit einem natürlichen 
Mineralwasser führen können. 


A r t i k e 1 10 

Die Mitgliedstaaten dürfen den Handel mit natür- 
lichen Mineralwässern aus Gründen der Eigenschaf- 
ten, der Zusammensetzung, der Nutzungsbedingun- 
gen und der Etikettierung weder untersagen noch 
behindern, wenn diese Erzeugnisse den Vorschriften 
der vorliegenden Richtlinie und ihrer Anhänge ent- 
sprechen. 

Ferner können die Mitgliedstaaten den Handel 
mit natürlichen Mineralwässern mit Ursprung in der 
Gemeinschaft aus Gründen der für ihre Abfüllung 
verwendeten Behältnisse weder untersagen noch be- 
hindern, wenn diese Behältnisse den Rechtsvorschrif- 


ten des zur Gemeinschaft gehörenden Ursprungs- 
landes entsprechen. 

Die Mitgliedstaaten können jedoch fordern, daß 
die in Artikel 7 Absatz 1 a) und b) vorgesehenen 
Angaben in einer ihrer Landessprachen angegeben 
sind. 

Artikel 11 

Das Verfahren für Probeentnahmen und die Ana- 
lyseinethoden, die zur Kontrolle der in Artikel 5 
genannten bakteriologischen Eigenschaften und der 
in Absatz 1 b) des Anhangs I vorgesehenen Eigen- 
schaften erforderlich sind, werden gemäß dem in 
Artikel 12 vorgeschriebenen Verfahren festgesetzt. 

Artikel 12 

1. Bei einer Bezugnahme auf das Verfahren dieses 
Artikels wird der durch Beschluß des Rates Nr. 69/ 
414 EWG vom 13. November 1969 eingesetzte Stän- 
dige Lebensmittelausschuß, im folgenden „Aus- 
schuß" genannt, von seinem Vorsitzenden entweder 
auf eigene Initiative oder auf Antrag des Vertreters 
j eines Mitgliedstaates befaßt. 

| 2. Der Vertreter der Kommission unterbreitet dem 
Ausschuß einen Entwurf der zu erlassenden Maß- 
| nahmen. Der Ausschuß nimmt zu diesem Entwurf 
i innerhalb einer Frist Stellung, die der Vorsitzende 
I nach der Dringlichkeit der betreffenden Frage be- 
I stimmen kann. Die Stellungnahme kommt mit einer 
| Mehrheit von 12 Stimmen zustande, wobei die Stim- 
1 men der Mitgliedstaaten nach Artikel 148 Absatz 2 
' des Vertrages gewogen werden. Der Vorsitzende 
- nimmt an der Abstimmung nicht teil. 

; 3. 

a) Stehen die geplanten Maßnahmen im Einklang 
mit der Stellungnahme des Ausschusses, dann 
werden sie von der Kommission erlassen; 

b) stehen die geplanten Maßnahmen nicht im Ein- 
klang mit der Stellungnahme des Ausschusses 
oder ist keine Stellungnahme ergangen, dann 
schlägt die Kommission dem Rat unverzüglich die 
zu treffenden Maßnahmen vor. Der Rat be- 
schließt mit qualifizierter Mehrheit. 

c) Hat der Rat nach Ablauf einer Frist von drei 
Monaten, nachdem ihm der Vorschlag übermittelt 
wurde, keinen Beschluß gefaßt, so werden die 
vorgeschlagenen Vorschriften von der Kommis- 
sion erlassen. 

Artikel 13 

Die vorliegende Richtlinie betrifft nicht die für die 
Ausfuhr in dritte Länder bestimmten Mineralwässer. 

Artikel 14 

1. Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen 
Vorkehrungen, damit ihre nach Maßgabe der vor- 
stehenden Bestimmungen geänderten Rechtsvor- 
schriften ab 1. Juli 1971 anwendbar sind. 
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2. Außerdem tragen die Mitgliedstaaten nach Be- 
kanntgabe dieser Richtlinie dafür Sorge, daß die 
Kommission von allen späteren Entwürfen wesent- 
licher Rechts- und Verwaltungsvorschriften, die sie 
auf dem von dieser Richtlinie erfaßten Gebiet zu 
erlassen beabsichtigen, so rechtzeitig unterrichtet 
wird, daß sie sich dazu äußern kann. 


Artikel 15 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerich- 
tet. 


Brüssel, den 


Für den Rat 
Der Präsident 
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Anhang I 


1. Definition 

Ein „natürliches Mineralwasser" ist ein im Sinne 
der Vorschriften des Artikels 5 bakteriologisch ge- 
sundes Wasser, das seinen Ursprung in einer unter- 
irdischen Schicht oder Ablagerung hat und aus einer 
Quelle stammt, die durch eine oder mehrere natür- 
liche oder gebohrte Brunnen genutzt wird und das 

a) entweder auf Grund seiner besonderen Beschaf- 
fenheit gesundheitsdienliche Eigenschaften be- 
sitzt; 

b) oder am Quellaustritt und nach der Abfüllung 
mindestens je 100 mg gelöster Salze oder minde- 
stens 250 mg freies Kohlendioxyd in je 1 kg ent- 
hält und günstige physiologische Eigenschaften 
besitzt. 

Die Zusammensetzung, die Temperatur und die 
wesentlichen Merkmale des natürlichen Mineral- 
wassers müssen im Rahmen natürlicher Schwankun- 
gen konstant bleiben und dürfen sich durch even- 
tuelle Schwankungen in der Schüttung nicht ver- 
ändern. 

Das vorstehend definierte Wasser ist kein Arz- 
neimittel im Sinne der Richtlinie des Rates vom 
26. Januar 1965 über die Angleichung der Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften für pharmazeutische 
Spezialitäten. 


2. Zusätzliche Qualifizierungen für kohlensäurehal- 
tige Mineralwässer 

Natürliche kohlensäurehaltige Mineralwässer set- 
zen von Natur aus oder nach dem Abfüllen unter 
normalen Druck- und Temperaturverhältnissen spon- 
tan und leicht wahrnehmbar Kohlensäure frei. Die 
kohlensäurehaltigen Mineralwässer gliedern sich in 
drei Gruppen, denen jeweils nachstehende Bezeich- 
nungen Vorbehalten sind: 

a) Als „natürliches kohlensäurehaltiges Mineral- 
wasser" wird ein Wasser bezeichnet, das nach 
einer eventuellen Decantation und nach der Ab- 
füllung denselben Gehalt an Quellenkohlensäure 
wie am Quellaustritt besitzt, auch wenn die im 
Verlauf dieser Behandlung und unter Berück- 
sichtigung üblicher technischer Toleranzen frei 
gewordene Kohlensäure in einer entsprechenden 
Menge Kohlensäure derselben Schicht oder der- 
selben Ablagerung wiederzugesetzt wurde; 

b) als „natürliches Mineralwasser mit eigener Quel- 
lenkohlensäure versetzt" wird ein Wasser be- 
zeichnet, dessen Gehalt an Kohlensäure, die der 
gleichen Schicht oder der gleichen Ablagerung 
entstammt, nach eventueller Decantation und 
nach der Abfüllung höher ist als am Quellaus- 
tritt; 

c) als „natürliches Mineralwasser mit Kohlensäure 
versetzt" wird ein Wasser bezeichnet, das mit 
Kohlensäure aus einer fremden unterirdischen 
Schicht oder Ablagerung versetzt wurde. 
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Anhang II 


Hygienevorschriften und Nutzungsbedingungen für die natürlichen 

Mineralwässer 


1. Die Nutzung eines natürlichen Mineralwassers 
unterliegt der Genehmigung durch die zuständige 
Gesundheitsbehörde des Ursprungslandes, nachdem 
festgestellt ist, daß das betreffende Wasser den Vor- 
schriften des Absatzes 1 in Anhang I entspricht. 

2. Die zur Nutzung bestimmten Einrichtungen müs- 
sen so beschaffen sein, daß jede Möglichkeit einer 
Verunreinigung vermieden wird und das die Eigen- 
schaften erhalten bleiben, die das Wasser am Quell- 
austritt besitzt und die seinen Charakter als natür- 
liches Mineralwasser begründen. 

Aus diesem Grunde wird insbesondere festge- 
stellt: 

a) Die Quelle oder der Quellaustritt müssen gegen 
die Gefahren einer Verunreinigung geschützt 
sein-, 

b) Fassungen, Rohrleitungen und Behälter müssen 
aus einem für das Mineralwasser geeigneten 
Stoff bestehen und derart beschaffen sein, daß 
jedes Eindringen quellfremder Bestandteile ver- 
hindert wird; 

c) die Nutzungsbedingungen und insbesondere Rei- 
nigungs- und Abfüllanlagen müssen den hygie- 
nischen Anforderungen genügen; 


d) der Transport eines natürlichen Mineralwassers 
in anderen beweglichen Behältnissen als den 
zum Verkauf an den Verbraucher zugelassenen 
Behältnissen ist untersagt. 

3. Wird im Verlauf der Nutzung festgestellt, daß 
das natürliche Mineralwasser verunreinigt ist und 
nicht mehr den in Artikel 5 vorgeschriebenen bakte- 
riologischen Eigenschaften entspricht, muß der Ab- 
füller unverzüglich die Ursache der Verunreinigung 
beseitigen oder gegebenenfalls jede Gewinnung, 
einschließlich der Abfüllung, solange unterlassen, 
bis diese Verunreinigung beseitigt ist und das Was- 
ser wieder den Vorschriften des Artikels 5 ent- 
spricht. 

4. Die zuständige Gesundheitsbehörde des Ur- 
sprungslandes kontrolliert regelmäßig, ob 

a) das zur Nutzung zugelassene natürliche Mineral- 
wasser mit den Vorschriften in Absatz 1 des 
Anhangs I übereinstimmt; 

b) der Nutzungsberechtigte den Bestimmungen des 
Absatzes 2 dieses Anhangs nachkommt. 
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